
92 Die Politische Meinung

Thema

Die Zahl bewaffneter Konflikte mit staatlicher 
Beteiligung liegt auf einem historischen 
Höchststand. Im letzten Jahr wurden weltweit 
65 Konflikte in 35 Staaten registriert – mehr als 
jemals zuvor seit Ende des Zweiten Weltkrieges.1 
Zugleich gelingt es immer seltener, Kriege 
dauerhaft zu beenden. 

Mehr Krisen,  
weniger Geld

Zeit für eine  
wir kungs orientiertere 
Entwicklungspolitik

Die Folge sind mehr verfestigte Konflikte, zunehmende  Fragilität 
und eine hohe Zahl von Menschen auf der Flucht. Ende 2025  waren nach 
Angaben des Flüchtlingskommis sariats der  Vereinten Nationen (United 
Nations High Commissioner for  Refugees,  UNHCR) weltweit 117,8 Millio-
nen Menschen aufgrund von Kriegen, Konflikten, Verfolgung und Men-
schenrechtsverletzungen – das entspricht etwa einem von 70 Menschen 
weltweit – Vertriebene.2
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Unterdessen ist die internationale Zusammenarbeit massiven Kürzun-
gen ausgesetzt. Im letzten Jahr sanken die weltweiten Entwicklungsleis-
tungen – die Official Development Assistance (ODA)3 – um 23,1 Prozent 
auf 174,3 Milliarden US-Dollar, nachdem sie 2024 noch 223,9 Milliarden 
US-Dollar betragen hatten. Damit wurde der stärkste jemals verzeichne-
te Rückgang öffentlicher Entwicklungsleistungen innerhalb eines Jahres 
registriert. Besonders betroffen war die humanitäre Hilfe, deren Finan-
zierung um 35,8 Prozent einbrach. Hauptursache ist der weitgehende 
Rückzug der USA infolge der Auflösung der United States Agency for 
Inter national Development (USAID, Behörde der Vereinigten Staaten für 
Internationale Entwicklung). Hinzu kommen Kürzungen europäischer 
Geber länder, darunter Deutschland. Gemessen am Bruttonationalein-
kommen sank die deutsche ODA-Quote von 0,67 Prozent 2024 auf 
0,56 Prozent 2025. Von den knapp 26 Milliarden Euro staat licher Ent-
wicklungsleistungen 2025 wurden etwa 39 Prozent durch das Bundes-
ministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung 
(BMZ) verantwortet. Der verbleibende Anteil entfiel auf andere Ressorts 
und staatliche Ebenen, darunter die Länder und Kommunen – etwa für 
die Unterbringung von Geflüchteten –, die Europäische Union, das Aus-
wärtige Amt und das Bundeswirtschaftsministerium.4 

Wachsende Anforderungen,  
schrumpfende Mittel

Für 2026 werden erneut sinkende öffentliche Entwicklungsleistungen 
der OECD-DAC-Geber 5 erwartet; der diesjährige BMZ-Etat beläuft sich 
auf rund 10,06 Milliarden Euro und macht damit 1,92 Prozent des ge-
samten Bundeshaushalts aus. Für 2027 zeichnet sich die fünfte Kürzung 
in Folge ab. Die Gründe sind bekannt: haushaltspolitischer Konsolidie-
rungsdruck, steigende Ausgaben für Vertei digung und Sicherheit, sin-
kende Ausgaben für die Versorgung von Geflüchteten in Deutschland 
und eine schwindende Akzeptanz gegenüber entwicklungspolitischen 
Investitionen.6 Neben den staatlich finanzierten Leistungen der Ent-
wicklungspolitik umfasst die Entwicklungszusammenarbeit die Ver-
wendung nichtstaatlicher Entwicklungsgelder durch kirchliche Werke 
und zivilgesellschaftliche Nichtregierungsorganisationen.

Das Spannungsverhältnis aus wachsenden Anforderungen und 
schrumpfenden Mitteln setzt die internationale Zusammenarbeit unter 
enormen Druck. Zwar liegt die Verantwortung für die Armutsbekämp-
fung primär bei den betroffenen Staaten selbst. Doch verfügen viele Ent-
wicklungsländer lediglich über begrenzte und oft sogar reduzierte finan-
zielle Spielräume. Insbesondere die stark wachsende Verschuldung, die 
unter anderem auf steigende Zinsen zurückzuführen ist, schränkt den 
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finan ziellen Handlungsspielraum ein. 2024 gaben 61 Entwicklungs-
länder mehr als 10 Prozent ihrer Staatseinnahmen für Zinszahlungen 
aus – rund doppelt so viel wie 2010. Insgesamt hat sich die Auslands-
verschuldung von Entwicklungsländern innerhalb von zwei Jahrzehnten 
vervierfacht und erreichte 2023 einen Rekordwert von 11,4 Bil lio nen  
US-Dollar. Infolgedessen stehen weniger finanzielle Mittel für stabili-
tätsfördernde Investitionen, etwa in Bildung, Gesundheit und Sicher-
heit, zur Verfügung.

Die aktuelle Krise im Nahen Osten und der Angriffskrieg Russ-
lands gegen die Ukraine bergen zusätzliche Risiken: Steigende Energie-
preise treiben die Kosten für Landwirtschaft und Transport in die Höhe. 
Besonders importabhängige Entwicklungsländer leiden unter höheren 
Lebensmittelpreisen und einer wachsenden Beeinträchtigung der Er-
nährungssicherheit. Zwar ist die weltweite Armut in den vergangenen 
Jahrzehnten deutlich zurückgegangen, doch fragile und von Konflikten 
geprägte Staaten werden von aktuellen Krisen besonders hart getroffen.

Deutschland und Europa kommen bei der Entwicklungsfinan-
zierung eine besondere Rolle und Verantwortung zu. Dass Entwicklungs-
finanzierung wirksam sein kann, belegen zahlreiche Erfolgsbeispiele.  

Gesamtnetto-ODA der DAC-Mitgliedsländer; 2000–2024 (offizielle Daten), 2025 (vorläufige Zahlen),  
2026–2028 (Prognosen) 
Quelle: www.oecd.org/en/publications/oda-projections-for-2026-and-the-near-term_d7c74fa2-en/full-report.html

Grafik 1: Die internationale öffentliche Entwicklungsfinanzierung der OECD-DAC-Geberländer  
(darunter Deutschland) im Zeitverlauf
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So hat sie in den vergangenen Jahrzehnten durch Zuschüsse und Kredit-
vergaben dazu beigetragen, den Zugang von Millionen Menschen zu 
 Bildung, Gesundheit, sauberem Trinkwasser und zur Stromversorgung 
zu verbessern. Kaum ein anderes Politikfeld wird zudem einer derart in-
tensiven Evaluierung und Erfolgskontrolle unterzogen wie die Entwick-
lungszusammenarbeit. Vor allem ist es im deutschen und europäischen 
Interesse, sich auf internationaler Ebene entwicklungspolitischen Her-
ausforderungen zu stellen.

Sinkende Mittel für die internationale Zusammenarbeit erschwe-
ren die Bewältigung globaler Herausforderungen, beispielsweise die 
 Erreichung von Nachhaltigkeits- und Klimazielen. Die jüngsten Hitze-
wellen in Europa zeigen ebenso wie der Ebola-Ausbruch in der Demokra-
tischen Republik Kongo, dass Klima- und Gesundheitskrisen nicht an 
nationalen Grenzen haltmachen. Zugleich schaffen Armut, Arbeitslosig-
keit, wirtschaftliche Perspektivlosigkeit und schwache staatliche Struk-
turen einen Nährboden für Terrorismus und gewaltsame Konflikte. 
 Diese wiederum treiben, etwa mit Blick auf Subsahara-Afrika, Flucht-
bewegungen an – zunächst in die Nachbarstaaten, die den Großteil der 
Geflüchteten aufnehmen, aber auch in Richtung Europa, wie sich an  

Berichtsjahr 2025 (vorläufige Werte) 
Quelle: Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung,  
www.bmz.de/de/ministerium/zahlen-fakten/oda-zahlen/deutsche-oda-leistungen-19220

Grafik 2: Die Mittelherkunft der deutschen öffentlichen Entwicklungsfinanzierung 2025
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den Fluchtrouten aus der Sahelzone oder des Südsudans erkennen lässt. 
 Hinzu kommt die Gefahr, dass sich Konflikte über Landesgrenzen hin-
weg ausbreiten und ganze Regionen destabilisieren können. Dies zeigt 
sich etwa an den Auswirkungen der sich ausbreitenden Gewalt im Sahel 
auf die wirtschaftlich dynamischen Küstenstaaten Westafrikas. Die Fol-
gen reichen weit über direkt betroffene Regionen hinaus: Eine Ausbrei-
tung terroristischer Strukturen kann ein Risiko für Investitionsprojekte 
wie etwa die Global Gateway-Initiative der Europäischen  Union7 darstel-
len, das Engagement deutscher und europäischer Unternehmen er-
schweren und den Zugang zu wichtigen Anbauprodukten und Rohstof-
fen für die deutsche Industrie beeinträchtigen. Diese Beispiele zeigen: 
Wer Sicherheit und Wohlstand in Deutschland und Europa langfristig 
stärken will, muss auch strategisch in stabile und nachhaltige Entwick-
lungsstrukturen in den Partnerländern investieren.

Gleichzeitig wird deutlich: So beachtlich die Erfolge einer über 
viele Jahre gut ausgestatteten Entwicklungszusammenarbeit und huma-
nitären Hilfe sind – dem Trend zu wachsender Fragilität und zunehmen-
den Konflikten konnte vielerorts nicht nachhaltig genug entgegen gewirkt 
werden. Selbst vor diesem Hintergrund greift ein simplifizierter Ruf nach 
zusätzlichen Mitteln – so berechtigt dieser ist – zu kurz. Angesichts ange-
spannter öffentlicher Haushalte kommt es umso mehr darauf an, den 
wachsenden Druck auf die internationale Zusammenarbeit als Impuls 
für mehr Effizienz und Wirkungsorientierung zu nutzen. Bei den derzeit 
laufenden Reformprozessen zeichnen sich erste positive Ansätze ab.

Reformprozess innerhalb  
der Vereinten Nationen

Das BMZ zielt darauf ab, die Entwicklungspolitik stärker mit den wirt-
schaftlichen, sicherheitspolitischen und geopolitischen Interessen 
Deutschlands zu verknüpfen. Die wirtschaftliche Zusammenarbeit, In-
vestitionen in Krisenprävention und Konfliktbearbeitung sowie multi-
laterale Entwicklungsstrukturen sollen gestärkt werden. Zugleich soll 
die Zusammenarbeit mit den Partnerländern stärker an gemeinsamen 
Interessen und beiderseitigem Nutzen ausgerichtet werden. Dies ist ent-
scheidend, denn erfolgreiche Entwicklungspartnerschaften entstehen 
nur dort, wo ein echtes Kooperationsinteresse vorhanden ist und politi-
sche Verantwortung in den Partnerländern übernommen wird. An-
gesichts der Notwendigkeit, Prioritäten zu setzen, erscheint auch die 
 regionale Schwerpunktsetzung, insbesondere auf Subsahara-Afrika, 
konsequent. Darüber hinaus bieten Ansätze wie mehr Wettbewerb in der 
technischen Zusammenarbeit und die stärkere Einbindung der lokalen 
Zivilgesellschaft Potenzial für mehr Effizienz und Wirksamkeit. Auch 

7 Global Gateway ist eine 
Infrastruktur- und Inves-
titionsinitiative der Eu-
ropäischen Union, die von 
der Europäischen Kommis-
sion und dem Hohen Vertre-
ter der Europäischen Union 
für Außen- und Sicher-
heitspolitik am 01.12.2021 
vorgestellt wurde. Ziel 
ist es, zwischen 2021 und 
2027 eine Summe von bis zu 
300 Milliarden Euro in den 
Bereichen Digitales, Ener-
gie und Verkehr zu inves-
tieren sowie Gesundheits-, 
Bildungs- und Forschungs-
systeme in Schwellen-  
und Entwicklungsländern  
zu stärken [Anm. d. Redak-
tion].
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auf europäischer Ebene sind wichtige Weichenstellungen erkennbar.  
Mit der Global Gateway-Initiative und dem 2020 von der Europäischen 
 Union ins Leben gerufenen Team-Europe-Ansatz 8 werden entwicklungs-
politische, wirtschaftliche und geopolitische Ansätze stärker gebündelt. 
Die laufenden Verhandlungen zum nächsten Mehrjährigen Finanzrah-
men der Europäischen Union (2028–2034) weisen in dieselbe Richtung: 
Mehr Kohärenz durch die Zusammenführung bislang getrennter Finan-
zierungsinstrumente und eine stärkere Mobilisierung privaten Kapitals 
können die Hebelwirkung europäischer Entwicklungspolitik erhöhen.

Auf multilateraler Ebene spielt der anlässlich des 80-jährigen 
Bestehens der Vereinten Nationen angestoßene Reformprozess (UN80 
Initiative) eine entscheidende Rolle. Während die Zahl der UN-Organi-
sationen und ihrer Mandate über Jahrzehnte gewachsen ist, sehen sich 
die Vereinten Nationen zunehmend mit finanziellen Engpässen konfron-
tiert, die die eigene Handlungsfähigkeit belasten. Der von UN-General-
sekretär António Guterres initiierte Reformprozess soll die Vereinten 
Na tionen deshalb leistungsfähiger und wirkungsorientierter machen. 
Im  Mittelpunkt stehen die Überprüfung der von den UN-Mitgliedstaa-
ten erteilten Mandate, die Verbesserung der institutionellen Kohärenz, 
der Abbau von Doppelstrukturen und Bürokratie, die Stärkung dezentra-
ler und digitaler Arbeitsweisen sowie eine stärkere Konzentration auf 
kosteneffizientere Standorte. Der Umzug großer Teile des UN-Entwick-
lungsprogramms von New York nach Bonn steht exemplarisch für diesen 
Ansatz. Als einer der wichtigsten Geberstaaten kommt Deutschland eine 
strategische Verantwortung zu. Es liegt im deutschen und europäischen 
Interesse, die Vereinten Nationen durch die Strukturreform nicht nur  
als zentrale Institution der regelbasierten internationalen Ordnung  
zu  erhalten, sondern sie zu verbessern. Schlankere und wirksamere  
UN-Strukturen können ebenfalls dazu beitragen, das Vertrauen in die 
Handlungsfähigkeit multilateraler Zusammenarbeit wieder zu stärken.

Es ist höchste Zeit, entwicklungspolitische Partnerschaften und 
Institutionen an heutige geopolitische Realitäten anzupassen. Ange-
sichts wachsender globaler Krisen und begrenzter finanzieller Spielräu-
me wird es künftig noch stärker darauf ankommen, bestehende Mittel 
wirtschaftlich und effizient einzusetzen. Das lohnt sich auch finanziell: 
Jeder US-Dollar, der in die Prävention von Konflikten investiert wird, 
spart bis zu 103 US-Dollar an späteren Kosten für Krisenreaktionen. Ent-
scheidend ist nun die konsequente Umsetzung – denn ob echter Reform-
wille besteht, zeigt sich an den Ergebnissen, nicht an Strategiepapieren.

8 Ursprüngliches Ziel des 
Team-Europe-Ansatzes war, 
die Partnerländer der Eu-
ropäischen Union bei der 
Bewältigung der Corona-
krise zu unterstützen. Im 
Verlauf der Pandemie hat 
sich Team Europe zu einem 
übergreifenden Ansatz der 
gemeinsamen europäischen 
Außen- und Entwicklungs-
politik weiterentwickelt 
[Anm. d. Redak tion].

Internetlinks zu den Quellenangaben sind in der Onlinefassung des Beitrags 
enthalten, abrufbar unter https://kas.de/mehr-krisen-weniger-geld [Anm. d. 
Redaktion].


